
§ 1 Errichtung 

(1) Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen wird durch Zusammenlegung 
des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen, des Bundesaufsichtsamtes für das 
Versicherungswesen und des Bundesaufsichtsamtes für den Wertpapierhandel eine 
bundesunmittelbare, rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts zum 1. Mai 2002 errichtet. 
Sie trägt die Bezeichnung "Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht" (Bundesanstalt). 
(2) Die Bundesanstalt hat ihren Sitz in Bonn und in Frankfurt am Main. 
(3) Für Klagen gegen die Bundesanstalt gilt Frankfurt am Main als Sitz der Behörde. In 
Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten gilt Frankfurt am Main als Sitz der 
Verwaltungsbehörde. Satz 1 ist auf Klagen aus dem Beamtenverhältnis und auf 
Rechtsstreitigkeiten, für die die Gerichte für Arbeitssachen zuständig sind, nicht 
anzuwenden. 
(4) Die Bundesanstalt ist in Verfahren vor den ordentlichen Gerichten von der Zahlung der 
Gerichtskosten befreit. 

 

§ 2 Rechts- und Fachaufsicht 

Die Bundesanstalt untersteht der Rechts- und Fachaufsicht des Bundesministeriums der 
Finanzen (Bundesministerium). 

 

§ 3 Forum für Finanzmarktaufsicht 

Bei der Bundesanstalt wird ein Forum für Finanzmarktaufsicht eingerichtet, dem die 
Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank angehören. Das Bundesministerium kann an 
den Sitzungen teilnehmen. Den Vorsitz führt die Bundesanstalt. Das Forum für 
Finanzmarktaufsicht koordiniert die Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank bei der 
Aufsicht. Es berät auch in Fragen der Allfinanzaufsicht, die für die Stabilität des 
Finanzsystems von Bedeutung sind. 

 

§ 4 Aufgaben und Zusammenarbeit 

(1) Die Bundesanstalt übernimmt die dem Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen, dem 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen und dem Bundesaufsichtsamt für den 
Wertpapierhandel übertragenen Aufgaben. Sie nimmt darüber hinaus die ihr nach anderen 
Bestimmungen übertragenen Aufgaben einschließlich der Beratungstätigkeit im 
Zusammenhang mit dem Aufbau und der Unterstützung ausländischer Aufsichtssysteme 
wahr. 
(2) Die Bundesanstalt arbeitet mit anderen Stellen und Personen im In- und Ausland nach 
Maßgabe der in Absatz 1 genannten Gesetze und Bestimmungen zusammen. 
(3) Bei der Durchführung ihrer Aufgaben kann sich die Bundesanstalt anderer Personen und 
Einrichtungen bedienen. 
(4) Die Bundesanstalt nimmt ihre Aufgaben und Befugnisse nur im öffentlichen Interesse 
wahr. 

 
 



§ 5 Organe, Satzung 

(1) Organe der Bundesanstalt sind der Präsident und der Verwaltungsrat. 
(2) Aufgaben und Befugnisse der Organe bestimmt die Satzung der Bundesanstalt, soweit 
sie nicht durch dieses Gesetz geregelt sind. 
(3) Das Bundesministerium wird ermächtigt, die Satzung der Bundesanstalt durch 
Rechtsverordnung zu erlassen. Die Satzung kann vom Bundesministerium durch 
Rechtsverordnung im Benehmen mit dem Verwaltungsrat geändert werden. In die Satzung 
sind insbesondere Bestimmungen aufzunehmen über 

1. den Aufbau und die Organisation der Bundesanstalt, 
  

2. die Rechte und Pflichten der Organe der Bundesanstalt, 
  

3. die Einzelheiten der Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Verwaltungsrats 
und des Vorschlagsrechts der Verbände der Kredit- und Versicherungswirtschaft, 
  

4. die Einzelheiten der Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Fachbeirats, 
  

5. die Haushaltsführung sowie die Rechnungslegung der Bundesanstalt.  

 

§ 6 Leitung 

(1) Die Bundesanstalt wird vom Präsidenten geleitet. Der Präsident hat als ständigen 
Vertreter einen Vizepräsidenten. Präsident und Vizepräsident können vor Errichtung der 
Bundesanstalt ernannt werden. 
(2) Der Präsident vertritt die Bundesanstalt gerichtlich und außergerichtlich. Er regelt die 
innere Organisation der Bundesanstalt durch eine Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung 
und deren Änderung bedürfen der Genehmigung durch das Bundesministerium. 
(3) Die Bereiche der Finanzsektoren Banken, Versicherungen und Wertpapierhandel werden 
von dem für den jeweiligen Bereich zuständigen Ersten Direktor geleitet. 

 

§ 7 Verwaltungsrat 

(1) Bei der Bundesanstalt wird ein Verwaltungsrat gebildet. Der Verwaltungsrat überwacht 
die Geschäftsführung der Bundesanstalt und unterstützt diese bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben. Der Präsident hat den Verwaltungsrat regelmäßig über seine Geschäftsführung zu 
unterrichten. 
(2) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
(3) Der Verwaltungsrat besteht aus 

1.  dem Vorsitzenden und seinem Stellvertreter, die vom Bundesministerium 
entsandt werden, 

2.  folgenden 19 weiteren Mitgliedern: 
  

a) zwei weitere Vertreter des Bundesministeriums, 
  



b) ein Vertreter des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit, 
  

c) ein Vertreter des Bundesministeriums der Justiz, 
  

d) fünf Mitglieder des Deutschen Bundestages, 
  

e) fünf Vertreter der Kreditinstitute, 
  

f) vier Vertreter der Versicherungsunternehmen, 
  

g) ein Vertreter der Kapitalanlagegesellschaften.  

Die Deutsche Bundesbank kann mit einem Vertreter ohne Stimmrecht an den Sitzungen des 
Verwaltungsrats teilnehmen. Das gleiche Teilnahmerecht haben der Vorsitz des Personalrats 
der Bundesanstalt und seine Stellvertreter. 
(4) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats erfolgen mit einfacher Mehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden durch das Bundesministerium bestellt. Für 
jedes Mitglied des Verwaltungsrats ist für den Fall seiner Verhinderung ein Stellvertreter zu 
benennen und durch das Bundesministerium zu bestellen. Die Mitglieder des 
Verwaltungsrats müssen die Voraussetzungen für die Wählbarkeit zum Deutschen Bundestag 
erfüllen. 
(6) Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden vom Deutschen Bundestag 
vorgeschlagen und für die Dauer der Wahlperiode des Deutschen Bundestages berufen. Sie 
bleiben nach Beendigung der Wahlperiode noch so lange im Amt, bis die neuen Mitglieder 
ernannt worden sind. 
(7) Die Wiederberufung ist möglich. Die Mitglieder können durch schriftliche Erklärung 
gegenüber der Bundesregierung auf ihre Mitgliedschaft verzichten und ihr Amt niederlegen. 
Eine Abberufung erfolgt, wenn die Voraussetzungen der Berufung nicht mehr gegeben sind 
oder sonst ein wichtiger Grund in der Person des Mitglieds vorliegt, in diesem Fall jedoch nur 

nach Anhörung der entsendenden Institution. 
(8) Scheidet ein Mitglied aus, so ist unverzüglich an seine Stelle ein neues Mitglied zu 
berufen. Bis zur Ernennung eines neuen Mitglieds und bei einer vorübergehenden 
Verhinderung des Mitglieds übernimmt der ernannte Stellvertreter die Aufgaben. Die Absätze 
1 bis 8 finden auf die stellvertretenden Mitglieder entsprechende Anwendung. 

 

§ 8 Fachbeirat 

(1) Bei der Bundesanstalt wird ein Fachbeirat gebildet. Er berät die Bundesanstalt bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben. Er kann auch Empfehlungen zur allgemeinen Weiterentwicklung 
der Aufsichtspraxis einbringen. 
(2) Der Fachbeirat besteht aus 24 Mitgliedern. Die Mitglieder des Fachbeirats werden durch 
das Bundesministerium bestellt. Im Fachbeirat sollen die Finanzwissenschaft, die Kredit und 
Versicherungswirtschaft, die Deutsche Bundesbank und die Verbraucherschutzvereinigungen 
angemessen vertreten sein. 
(3) Der Fachbeirat wählt aus seinem Kreis einen Vorsitzenden. Der Fachbeirat gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

 
 



§ 9 Beamte 

(1) Der Bundesanstalt wird das Recht verliehen, Beamte zu haben; sie sind mittelbare 
Bundesbeamte. 
(2) Präsident und Vizepräsident der Bundesanstalt werden auf Vorschlag der 
Bundesregierung durch den Bundespräsidenten ernannt. Der Präsident ernennt die Beamten 
der Besoldungsgruppen A 2 bis A 16 der Besoldungsordnung A. Der Bundespräsident 
ernennt die übrigen Beamten. 
(3) Oberste Dienstbehörde für den Präsidenten, den Vizepräsidenten und die drei Ersten 
Direktoren ist das Bundesministerium. Für die übrigen Beamten ist oberste Dienstbehörde 
der Präsident. 

 

§ 10 Angestellte, Arbeiter und Auszubildende 

(1) Auf die Angestellten, Arbeiter und Auszubildenden der Bundesanstalt sind die für 
Arbeitnehmer und Auszubildende des Bundes jeweils geltenden Tarifverträge und sonstigen 
Bestimmungen anzuwenden. 
(2) Angestellte können mit Zustimmung des Verwaltungsrats auch oberhalb der höchsten 
tarifvertraglichen Vergütungsgruppe in einem außertariflichen Angestelltenverhältnis 
beschäftigt werden, soweit dies für die Durchführung der Aufgaben erforderlich ist. Satz 1 
gilt für die sonstige Gewährung von über oder außertariflichen Leistungen entsprechend. 

 

§ 11 Verschwiegenheitspflicht 

Die Verschwiegenheitspflicht der Beschäftigten der Bundesanstalt in Bezug auf Tatsachen, 
die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekannt geworden sind, bestimmt sich nach den 
aufsichtsrechtlichen Bestimmungen, auf Grund deren der einzelne Beschäftigte tätig 
geworden ist. Satz 1 gilt für die Mitglieder des Verwaltungsrats und der Beiräte hinsichtlich 
der ihnen bei Wahrnehmung ihrer Aufgaben bekannt gewordenen Tatsachen entsprechend. 

 

§ 12 Haushaltsplan, Rechnungslegung 

(1) Die Bundesanstalt weist die in ihrem Verwaltungsbereich voraussichtlich zu erwartenden 
Einnahmen und zu leistenden Ausgaben in einem Haushaltsplan einschließlich eines 
Stellenplans aus. Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. Auf Zahlungen, die Buchführung und 
die Rechnungslegung sind die für die bundesunmittelbaren juristischen Personen geltenden 
Bestimmungen der Bundeshaushaltsordnung anzuwenden. 
(2) Der Haushaltsplan wird, erstmals für das Haushaltsjahr 2003, vom Präsidenten 
aufgestellt. Für das Haushaltsjahr 2002 wird der Haushaltsplan unverzüglich nach Errichtung 
der Bundesanstalt, spätestens jedoch bis zum 31. Juli 2002 aufgestellt. Der Präsident hat 
dem Verwaltungsrat den Entwurf des Haushaltsplans unverzüglich vorzulegen. Der 
Haushaltsplan wird vom Verwaltungsrat festgestellt. 
(3) Nach Ende des Haushaltsjahres hat der Präsident eine Rechnung über die Einnahmen 
und Ausgaben der Bundesanstalt aufzustellen. Die Entlastung erteilt der Verwaltungsrat mit 
Zustimmung des Bundesministeriums. 



(4) Ergibt die Rechnung einen Überschuss, kann dieser mit Zustimmung des Verwaltungsrats 
auf das folgende Haushaltsjahr übertragen werden. Anstelle der Übertragung kann in Höhe 
des Überschusses eine Rücklage für zukünftige Investitionsvorhaben gebildet werden. Die 
Bildung der Rücklage bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung des Verwaltungsrats. 
(5) Die Prüfung der Rechnung und der Haushalts- und Wirtschaftsführung ist unbeschadet 
einer Prüfung des Bundesrechnungshofs nach § 111 der Bundeshaushaltsordnung von der in 
der Satzung bestimmten Stelle vorzunehmen. Die Ergebnisse der Prüfung sind dem 
Präsidenten, dem Verwaltungsrat und dem Bundesministerium sowie dem 
Bundesrechnungshof zuzuleiten. 

 

§ 13 Deckung der Kosten der Aufsicht 

(1) Die Bundesanstalt deckt ihre Kosten, einschließlich der Kosten, mit denen die Deutsche 
Bundesbank die Bundesanstalt nach § 15 Abs. 2 belastet, aus eigenen Einnahmen nach 
Maßgabe der §§ 14 bis 16 und den sonstigen eigenen Einnahmen, soweit in den §§ 17a bis 
17d nichts anderes bestimmt ist. Bußgelder bleiben unberücksichtigt. 
(2) Der Bund leistet die zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft 
notwendigen Liquiditätshilfen als verzinsliches Darlehen nach Maßgabe des 
Haushaltsgesetzes. Die Höhe des Zinssatzes wird durch Vereinbarung zwischen dem Bund 
und der Bundesanstalt festgelegt. Das Darlehen ist so bald wie möglich zurückzuzahlen, 
spätestens jedoch mit dem Ende des Haushaltsjahres. 

 

§ 14 Gebühren für Amtshandlungen 

(1) Die Bundesanstalt kann für Amtshandlungen im Rahmen der ihr zugewiesenen Aufgaben 
Gebühren in Höhe von bis zu 500 000 Euro erheben, soweit nicht die für die Bundesanstalt 
geltenden Gesetze besondere Gebührenregelungen enthalten, nach § 15 eine gesonderte 
Erstattung von Kosten vorgesehen ist oder eine gesonderte Finanzierung nach Maßgabe der 
§§ 17a bis 17d stattfindet. 
(2) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
gebührenpflichtigen Tatbestände und die Gebühren nach Maßgabe des Absatzes 1 durch 
feste Sätze oder Rahmensätze und durch Regelungen über Erhöhungen, Ermäßigungen und 
Befreiungen für bestimmte Arten von Amtshandlungen näher zu bestimmen. Die 
Gebührensätze sind so zu bemessen, dass zwischen der den Verwaltungsaufwand 
berücksichtigenden Höhe und der Bedeutung, dem wirtschaftlichen Wert oder dem sonstigen 
Nutzen der Amtshandlung ein angemessenes Verhältnis besteht. Das Bundesministerium 
kann die Ermächtigung zum Erlass der Rechtsverordnung nach Satz 1 durch 
Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt übertragen. 
(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 kann bestimmt werden, dass sie auch auf die bei 
ihrem Inkrafttreten anhängigen Verwaltungsverfahren anzuwenden ist, soweit in diesem 
Zeitpunkt die Gebühr nicht bereits festgesetzt ist. 

 
 
 
 
 
 



§ 15 Gesonderte Erstattung 

(1) Die Kosten, die der Bundesanstalt entstehen 

1.  durch die Bestellung eines Abwicklers nach § 37 Abs. 1 Satz 2, § 38 Abs. 2 Satz 2 
oder 4 des Kreditwesengesetzes oder einer Aufsichtsperson nach § 46 Abs. 1 Satz 2 
des Kreditwesengesetzes, durch eine Bekanntmachung nach § 32 Abs. 4, § 37 Abs. 1 
Satz 3 oder § 38 Abs. 3 des Kreditwesengesetzes, durch eine auf Grund des § 44 
Abs. 1 oder 2, § 44b Abs. 2 oder § 44c Abs. 2 auch in Verbindung mit Maßnahmen 
nach § 44c Abs. 3 oder 4 des Kreditwesengesetzes vorgenommene Prüfung, 

2.  durch eine auf Grund des § 35 Abs. 1 oder § 36 Abs. 4 des 
Wertpapierhandelsgesetzes vorgenommene Prüfung, 

3.  auf Grund einer nach § 44 Abs. 3 des Kreditwesengesetzes vorgenommenen Prüfung 
der Richtigkeit der für die Zusammenfassung nach § 10a Abs. 6 und 7, § 13b Abs. 3 
und § 25 Abs. 2 des Kreditwesengesetzes übermittelten Daten , 

4.  durch eine auf Grund des § 83 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, 3 oder 4, auch in Verbindung mit 
Abs. 5a, jeweils auch in Verbindung mit § 1 Abs. 2 Satz 1, § 1a Abs. 1 Satz 2, § 105 
Abs. 3, § 110d Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3, § 113 Abs. 1 oder § 159 Abs. 1 Satz 2 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes vorgenommene Prüfung, 

5.  durch die Bestellung oder Abberufung eines Verwalters nach § 22e des 
Kreditwesengesetzes, oder 

6.  durch die Beantragung der Bestellung oder Abberufung eines Sachwalters nach § 22l 
oder § 22o des Kreditwesengesetzes, 

sind in den Fällen der Nummern 1, 2 und 4 von dem betroffenen Unternehmen, in den Fällen 
der Nummer 3 von dem zur Zusammenfassung verpflichteten Unternehmen, in den Fällen 
der Nummer 5 von dem registerführenden Unternehmen und in den Fällen der Nummer 6 
von den in § 22n Abs. 4 Satz 2 und 3 des Kreditwesengesetzes genannten Unternehmen der 
Bundesanstalt gesondert zu erstatten und ihr auf Verlangen vorzuschießen. Zu den Kosten 
nach Satz 1 gehören auch die Kosten, mit denen die Bundesanstalt von der Deutschen 
Bundesbank und anderen Behörden, die im Rahmen solcher Maßnahmen für die 
Bundesanstalt tätig werden, belastet wird, sowie die Kosten für den Einsatz eigener 
Mitarbeiter. 
(2) Die Bundesanstalt hat der Deutschen Bundesbank und den anderen Behörden, die im 
Rahmen des Absatzes 1 für sie tätig werden, den Personal- und Sachaufwand zu ersetzen. 
Die Höhe des Erstattungsbetrags, insbesondere die Stundensätze für den Einsatz von 
Mitarbeitern dieser Behörden, bestimmen sich nach Erstattungsrichtlinien, die das 
Bundesministerium erlässt. 

 

§ 16 Umlage 

(1) Soweit die Kosten der Bundesanstalt nicht durch Gebühren, gesonderte Erstattung nach 
§ 15 oder sonstige Einnahmen gedeckt werden, sind sie einschließlich der Fehlbeträge und 
der nicht eingegangenen Beträge des Vorjahres anteilig auf die Kreditinstitute, 
Versicherungsunternehmen, Finanzdienstleistungsinstitute, Kursmakler und andere 
Unternehmen, die an einer inländischen Börse zur Teilnahme am Handel zugelassen sind, 
sowie Emittenten mit Sitz im Inland, deren Wertpapiere an einer inländischen Börse zum 
Handel zugelassen oder mit ihrer Zustimmung in den Freiverkehr einbezogen sind, nach 
Maßgabe eines geeigneten Verteilungsschlüssels umzulegen und von der Bundesanstalt nach 
den Vorschriften des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes beizutreiben. 



(2) Das Nähere über die Erhebung der Umlage, insbesondere den Verteilungsschlüssel, den 
Stichtag, die Mindestveranlagung, das Umlageverfahren einschließlich eines geeigneten 
Schätzverfahrens bei nicht zweifelsfreier Datenlage, die Ausschlussfristen für die Vorlage von 
Nachweisen, Zahlungsfristen, die Höhe der Säumniszuschläge, die Festsetzung von 
Vorauszahlungen, die Verjährung und die Beitreibung bestimmt das Bundesministerium 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates. Die in den §§ 5, 6, 8 und 13 
der Verordnung über die Erhebung von Gebühren und die Umlegung von Kosten nach dem 
Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz vom 29. April 2002 (BGBl. I S. 1504, 1847), zuletzt 
geändert durch die Verordnung vom 17. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2745), enthaltenen 
Regelungen gelten mit Wirkung vom 1. Mai 2002 mit Gesetzeskraft. Die Rechtsverordnung 
kann auch Regelungen zur näheren Bestimmung der Kosten und über die vorläufige 
Festsetzung des Umlagebetrages vorsehen. Das Bundesministerium kann die Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt übertragen. 

 

§ 17 Zwangsmittel 

Die Bundesanstalt kann ihre Verfügungen, die sie innerhalb ihrer gesetzlichen Befugnisse 
trifft, mit Zwangsmitteln nach den Bestimmungen des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes 
durchsetzen. Dabei kann sie die Zwangsmittel für jeden Fall der Nichtbefolgung androhen. 
Sie kann auch Zwangsmittel gegen juristische Personen des öffentlichen Rechts anwenden. 
Die Höhe des Zwangsgelds beträgt bis zu 250 000 Euro. 

 

§ 17a Finanzierung gesonderter Aufgaben 

Die Bundesanstalt weist die in ihrem Verwaltungsbereich voraussichtlich zu erwartenden 
Einnahmen und zu leistenden Ausgaben für Aufgaben nach Abschnitt 11 des 
Wertpapierhandelsgesetzes und nach diesem Abschnitt in einem gesonderten Teil des 
Haushaltsplans einschließlich eines gesonderten Stellenplans aus. Die Summe der 
Einnahmen und Ausgaben der Prüfstelle sind in diesem Teil des Haushaltsplans zu 
berücksichtigen und ebenfalls gesondert auszuweisen. Dieser Teil des Haushaltsplans wird 
unter Berücksichtigung des nach § 342d Satz 2 des Handelsgesetzbuchs genehmigten 
Wirtschaftsplans der Prüfstelle vom Verwaltungsrat gesondert festgestellt. Die Kosten für die 
in Satz 1 genannten Aufgaben werden entsprechend gesondert erfasst und einem eigenen 
Buchungskreislauf zugeordnet. Im Übrigen sind § 12 Abs. 1, 3 bis 5 und § 13 Abs. 2 Satz 1 
und 2 entsprechend anzuwenden. 

 

§ 17b Gebühren für gesonderte Amtshandlungen 

(1) Die Bundesanstalt kann für Amtshandlungen im Rahmen der ihr zugewiesenen Aufgaben 
nach Abschnitt 11 des Wertpapierhandelsgesetzes Gebühren in Höhe von bis zu 500 000 
Euro erheben, soweit nicht nach § 17c eine gesonderte Erstattung von Kosten vorgesehen 
ist. Ergibt die Prüfung durch die Bundesanstalt, dass die Rechnungslegung nicht fehlerhaft 
ist, sieht sie von der Erhebung der Gebühr ab. 
(2) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
gebührenpflichtigen Tatbestände und die Gebühren nach Maßgabe des Absatzes 1 durch 
feste Sätze oder Rahmensätze oder durch Regelungen über Erhöhungen, Ermäßigungen und 
Befreiungen für bestimmte Arten von Amtshandlungen näher zu bestimmen. § 14 Abs. 2 



Satz 2 und Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. Das Bundesministerium kann die 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt übertragen. 

 

§ 17c Gesonderte Erstattung bei gesonderten Prüfungen 

Die Kosten, die der Bundesanstalt durch die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 37p Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 des Wertpapierhandelsgesetzes entstehen, sind ihr von den Unternehmen im 
Sinne des § 37n des Wertpapierhandelsgesetzes gesondert zu erstatten und ihr auf 
Verlangen vorzuschießen. Eine gesonderte Erstattung von Kosten, die durch die 
Wahrnehmung der Aufgaben nach § 37p Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Wertpapierhandelsgesetzes 
entstehen, findet nicht statt, wenn das Prüfungsergebnis der Bundesanstalt vom 
Prüfungsergebnis der Prüfstelle zu Gunsten des betroffenen Unternehmens abweicht. Zu den 
Kosten nach Satz 1 gehören auch die Kosten, mit denen die Bundesanstalt von der Prüfstelle 
im Rahmen ihrer Tätigkeit nach § 37o Abs. 3 des Wertpapierhandelsgesetzes oder von 
anderen Stellen, die im Rahmen solcher Maßnahmen für die Bundesanstalt tätig werden, 
belastet wird, sowie die Kosten für den Einsatz eigener Mitarbeiter. Das Bundesministerium 
wird ermächtigt, Einzelheiten der gesonderten Erstattung durch eine Rechtsverordnung zu 
bestimmen. Das Bundesministerium kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die 
Bundesanstalt übertragen. 

 

§ 17d Gesonderte Umlage 

(1) Soweit die nach § 17a Satz 4 gesondert erfassten Kosten und die Kosten, die zur 
Erfüllung der Aufgaben der Prüfstelle nach § 342b des Handelsgesetzbuchs erforderlich 
waren, nicht durch Gebühren, gesonderte Erstattung oder sonstige Einnahmen gedeckt 
werden, sind sie von der Bundesanstalt einschließlich der Fehlbeträge und der nicht 
eingegangenen Beträge des Vorjahres auf alle Unternehmen, deren Wertpapiere im Sinne 
des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes zum Stichtag an einer inländischen 
Börse zum Handel im amtlichen oder geregelten Markt zugelassen sind, nach einem 
geeigneten Verteilungsschlüssel unter Zugrundelegung ihrer inländischen Börsenumsätze 
anteilig umzulegen und nach den Vorschriften des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes 
beizutreiben. Für die Umlage können Mindest- und Höchstbeträge festgelegt werden. Im 
Hinblick auf die Umlage nach Satz 1 kann die Bundesanstalt Vorauszahlungen auf der 
Grundlage der Kosten festsetzen, die nach dem Haushaltsplan voraussichtlich für das 
Umlagejahr zu erwarten sind. 
(2) Die inländischen Börsen haben der Bundesanstalt zur Festsetzung der Umlage und der 
Umlagevorauszahlung über die Börsenumsätze Auskünfte zu erteilen und Unterlagen 
vorzulegen. Die Bundesanstalt kann von den Unternehmen Auskünfte und die Vorlage von 
Unterlagen verlangen, soweit dies zur Festsetzung der Umlage und der 
Umlagevorauszahlung erforderlich ist. 
(3) Das Nähere über die Erhebung der Umlage und der Umlagevorauszahlung, insbesondere 
über die Kostenermittlung und den Verteilungsschlüssel, den Stichtag, die Mindest- und 
Höchstveranlagung, das Umlageverfahren einschließlich eines geeigneten Schätzverfahrens 
bei nicht zweifelsfreier Datenlage, die Ausschlussfristen für die Erbringung von Nachweisen, 
Zahlungsfristen, die Höhe der Säumniszuschläge und die Beitreibung sowie den 
Differenzausgleich zwischen Umlagevorauszahlung und Umlagefestsetzung, auch in Bezug 
auf Vorschusszahlungen gemäß § 342d Abs. 1 Satz 3 des Handelsgesetzbuchs, bestimmt 
das Bundesministerium einvernehmlich mit dem Bundesministerium der Justiz durch 
Rechtsverordnung. Die Rechtsverordnung kann auch Regelungen über die vorläufige 



Festsetzung des Umlagebetrags vorsehen. Das Bundesministerium kann die Ermächtigung 
mit Zustimmung des Bundesministeriums der Justiz durch Rechtsverordnung auf die 
Bundesanstalt übertragen. 
(4) Bei erstmaliger Erhebung der Umlage sind auch die Kosten zu berücksichtigen, die zur 
Errichtung der Prüfstelle erforderlich waren, auch wenn sie bereits vor Anerkennung der 
Prüfstelle nach § 342b des Handelsgesetzbuchs entstanden sind. 

 

§ 18 Übergangsbestimmungen 

(1) Bei dem Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen, dem Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen und dem Bundesaufsichtsamt für den Wertpapierhandel anhängige 
Verwaltungsverfahren werden ab dem 1. Mai 2002 von der Bundesanstalt fortgeführt. In 
anhängigen Gerichtsverfahren, in denen die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 
den Präsidenten des jeweiligen Bundesaufsichtsamtes, Partei oder Beteiligte ist, ist die 
Bundesanstalt mit Inkrafttreten dieses Gesetzes Partei oder Beteiligte. 
(2) Für Gerichtsverfahren, die gemäß § 10a des Gesetzes über die Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen anhängig sind, bleibt das 
Bundesverwaltungsgericht zuständig. Der Lauf von Fristen wird nicht unterbrochen. 
(3) Spätestens vier Monate nach Errichtung der Bundesanstalt finden Wahlen zu den 
Personalvertretungen statt. Bis zur Wahl werden die Aufgaben des Personalrats bei der 
Bundesanstalt übergangsweise von den Mitgliedern der bisherigen Personalräte des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen, des Bundesaufsichtsamtes für das 
Versicherungswesen und des Bundesaufsichtsamtes für den Wertpapierhandel gemeinsam 
wahrgenommen. Der Vorsitzende des Personalrats des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen beruft die Mitglieder unter Übersendung der Tagesordnung zur ersten Sitzung 
ein und leitet sie, bis der Übergangspersonalrat aus seiner Mitte einen Wahlleiter zur Wahl 
des Vorstands bestellt hat. Der Übergangspersonalrat bestellt in seiner ersten Sitzung den 
Wahlvorstand für die Wahl des Personalrats bei der Bundesanstalt. Die Sätze 1, 2 und 4 
gelten entsprechend für die Jugend- und Auszubildendenvertretung. Für die 
Schwerbehindertenvertretung gelten die Sätze 1 bis 4 entsprechend. Bezüglich der Wahl der 
Gleichstellungsbeauftragten gilt die entsprechende Wahlverordnung. 
(4) Die Mitglieder des Versicherungsbeirats beim Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen sind bis zum Ablauf ihrer Verpflichtungszeit Mitglieder des 
Versicherungsbeirats der Bundesanstalt. 
(5) Auf die am 30. April 2002 im Amt befindlichen Präsidenten und Vizepräsidenten der 
Bundesaufsichtsämter für das Versicherungswesen, für das Kreditwesen und den 
Wertpapierhandel sind die Vorschriften des Bundesbesoldungsgesetzes in der vor 
Inkrafttreten des Artikels 14 des Gesetzes über die integrierte Finanzdienstleistungsaufsicht 
vom 22. April 2002 (BGBl. I S. 1310) geltenden Fassung bis zur Übertragung eines anderen 
Amtes anzuwenden. 
(6) Die von den beaufsichtigten Unternehmen zu erstattenden Kosten des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen, des Bundesaufsichtsamtes für das 
Versicherungswesen und des Bundesaufsichtsamtes für den Wertpapierhandel für das Jahr 
2002 bis zum 30. April 2002 und für die Vorjahre, soweit sie noch nicht erstattet wurden, 
sind an die Bundesanstalt zu entrichten. Die Bundesanstalt führt diese Beträge an den Bund 
ab.  

 
 
 
 



§ 19 Überleitung/Übernahme von Beschäftigten 

(1) Die Beamten der Bundesaufsichtsämter für das Kreditwesen, für das 
Versicherungswesen und für den Wertpapierhandel sind mit Wirkung zum 1. Mai 2002 
Beamte der Bundesanstalt. § 130 Abs. 1 des Beamtenrechtsrahmengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. März 1999 (BGBl. I S. 654) findet entsprechend Anwendung. 
(2) Soweit die Versorgungslast für die Beamten der Bundesanstalt nicht nach § 20 vom 
Bund zu tragen ist, sind bei der Bundesanstalt Pensionsrücklage zu bilden. 
(3) Die bei den in Absatz 1 genannten Bundesaufsichtsämtern beschäftigten Angestellten, 
Arbeiter und Auszubildenden sind mit Wirkung zum 1. Mai 2002 in den Dienst der 
Bundesanstalt übernommen. Die Bundesanstalt tritt unbeschadet des § 10 Abs. 1 in die 
Rechte und Pflichten aus den im Zeitpunkt der Übernahme bestehenden Arbeits und 
Ausbildungsverhältnisse ein. 

 

§ 20 Verteilung der Versorgungskosten 

(1) Die Bundesanstalt trägt die Versorgungsbezüge für die bei ihr zurückgelegten 
Dienstzeiten der übernommenen Beamten der Bundesaufsichtsämter für das Kreditwesen, 
für das Versicherungswesen und für den Wertpapierhandel. 
(2) Der Bund trägt die Versorgungsbezüge für die Dienstzeiten der Beamten nach ihrer 
Anstellung bei den Bundesaufsichtsämtern für das Kreditwesen, für das Versicherungswesen 
und für den Wertpapierhandel bis zu ihrer Übernahme in die Bundesanstalt. Im Übrigen gilt 
§ 107b des Beamtenversorgungsgesetzes entsprechend. 
(3) Für die vorhandenen Versorgungsempfänger der Bundesaufsichtsämter für das 
Kreditwesen, für das Versicherungswesen und für den Wertpapierhandel werden die 
Versorgungsbezüge vom Bund getragen. 

 

§ 21 Übergang von Rechten und Pflichten 

(1) Rechte und Pflichten, die die Bundesaufsichtsämter für das Kreditwesen, für das 
Versicherungswesen und für den Wertpapierhandel mit Wirkung für und gegen die 
Bundesrepublik Deutschland begründet haben, gehen auf die Bundesanstalt über. 
(2) Das von den Bundesaufsichtsämtern zum Zeitpunkt der Errichtung der Bundesanstalt 
genutzte bewegliche Verwaltungsvermögen der Bundesrepublik Deutschland wird der 
Bundesanstalt zur unentgeltlichen Nutzung überlassen. 

 

§ 22 Berichtigung von Bezeichnungen 

Das Bundesministerium kann durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, in Gesetzen und Rechtsverordnungen, die im Gesetz über die integrierte 
Finanzdienstleistungsaufsicht vom 22. April 2002 (BGBl. I S. 1310) nicht erfasst sind, die 
Bezeichnungen "Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen", "Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen" und "Bundesaufsichtsamt für den Wertpapierhandel" durch die 
Bezeichnung "Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht" ersetzen und die hierdurch 
bedingten sprachlichen Anpassungen vornehmen. 
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